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Im Zusammenhang mit der am 04. März 2018 zur Abstimmung vorgelegten Fairnessinitiative hat 
der VBGL mit Schreiben vom 08. Dezember 2017 die 86 Gemeinden gebeten, möglichst bald bei 
ihrem Gemeinderat den Beschluss zu fassen, dass ihre Gemeinde diese Abstimmungskampagne 
unterstützt mit einem Beitrag von max. Fr. 1.- pro Einwohnerin/Einwohner und bereits Plakatstellen 
in ihren Gemeinden reserviert. Somit wird diese Abstimmungskampagne von allen Einwohnerin-
nen und Einwohnern im Kanton BL mitfinanziert obwohl bestimmt nicht alle dieser Fairnessinitiati-
ve zustimmen. 

In diesem Zusammenhang stellen sich für mich folgende Fragen: 

1. Ist es Gemeinden erlaubt bei kantonalen Abstimmungen zu intervenieren, wenn sie nicht im 
Vergleich zu anderen Gemeinden unmittelbar stark betroffen sind? 

2. Darf sich eine Gemeinde finanziell mit Steuergeldern an einer Abstimmung beteiligen, ohne 
vorab eine Kreditbewilligung bei der Gemeindeversammlung eingeholt zu haben? Genügt 
hier die Ankündigung eines allfälligen Nachtragskredits? 

3. Die Gemeindestelle des Kantons Basel-Landschaft schreibt in ihrer Stellungnahme, dass 
es auf den Inseraten einen Vermerk benötige, dass diese aufgrund eines Kreditbeschlus-
ses von der Gemeinde finanziert werden. Wird dies überprüft? 

4. Teilt der Regierungsrat die Auffassung, dass der VBLG mit seinem Vorgehen die Gemein-
de zu einer unrechtmässigen Handlung aufgefordert hat? 

5. Was unternimmt die Regierung, als Aufsicht über die Gemeinden gegenüber Gemeinden, 
wenn der Beschluss einer Gemeindeversammlung oder Einwohnerrat fehlt und trotzdem 
Geld an den VBLG in dieser Sache bezahlen? 

6. Ist die gemäss Bundesgericht definierte „besondere Betroffenheit“ gegeben, welche die 
Gemeindestellen im Zusammenhang mit der Fairness-Initiative erwähnen,  wenn alle Ge-
meinden bei positivem Ausgang dieser Abstimmung gleichermassen profitieren würden? 

7. Ist es legitim, dass Gemeinden Werbeflächen/Plakatstellen für sich benutzen resp. reser-
vieren? 



 

Parlamentarischer Vorstoss, 2018/209  2/2 

 


